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Bu nd esverfassungsgericht

Beschlussempfehlung

Das Petitionsveffahren abzuschließen.

Beqründung

Mit der Petition wird angeregt, S 93 Abs. 3 Bundesverfassungsgerichtsgesetz

(BVerfGG) ersatzlos zu streichen.

Gemäß g 93 Abs. 3 BVerfGG könne eine Verfassungsbeschwerde, die sich gegen

ein Gesetzoder gegen einen sonstigen Hoheitsakt richtet, gegen den ein Rechtsweg

nicht offensteht, nur binnen eines Jahres seit dem lnkrafttreten des Gesetzes oder

dem Erlass des Hoheitsaktes erhoben werden. ln der Petition wird vorgetragen, dass

dadurch nach Fristablauf grundrechtswidrige Gesetze fortbestünden und grund-

rechtswidrige Gerichtsentscheidungen nach sich zögen. Zwar hätten Gerichte nach

nrt. iOO Grundgesetz (GG) zeitlich unbefristet die Möglichkeit, Gesetze dem Bun-

desverfassungsgericht zur Prüfung vozulegen. Dies geschehe jedoch nur, wenn der

unter Erledigungsdruck stehende Richter hiervon persönlich betroffen sei.

Die öffentliche Petition wurde von 269 Mitzeichnern unterst ützt. Zu ihr wurden im

lnternet 62 gültige Diskussionsbeiträge abgegeben.

Zu der Thematik sind außerdem eine Reihe sachgleicher Petitionen beim Petitions-

ausschuss eingegangen, die aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam bera-

ten werden.

Der Petitionsausschuss hat zu der Petition eine Stellungnahme des Bundesministe-

riums der Justiz eingeholt. Unter Einbeziehung der Stellungnahme lässt sich das

Ergebnis der parlamentarischen Prüfung wie folgt zusammenfassen:



-58- Prot. Nr. 16179

noch Pet 4-16-07-11 080-021 639

Die Regelung des g 93 Abs. 3 BVer"fGG bezweckt, dass sich der Betroffene alsbald

überlegt, ob er Verfassungsbeschwerde einlegen will. Die Verfassungsbeschwerde

soll nicht erst zu einem Zeitpunkt erhoben werden, in dem niemand mehr damit

rechnet, dass das Gesetz oder ein anderer Hoheitsakt angegriffen wird. Zugleich ist

aber die in Artikel 93 Abs. 1 Nr. 4a GG garantierte Rechtsschutzmöglichkeit für den

Betroffenen zu wahren. Die Vorschrift des $ 93 BVerfGG schafft hier einen ange-

messenen Ausgleich zwischen Forderung nach materieller Gerechtigkeit im Einzelfall

einerseits und der notwendigen Gewährung von Rechtssicherheit andererseits. Auch

die Länge der Frist von einem Jahr seit dem lnkrafttreten des Gesetzes oder dem

Erlass des sonstigen Hoheitsaktes, ist nicht zu beanstanden. Sie berücksichtigt,

dass die Betroffenen grundsätzlich nicht gesondert über das neue Gesetz unterrich-

tet werden und sie sich über den lnhalt des Gesetzes selbst informieren, es auf sei-

ne Verfassungsmäßigkeit oder -widrigkeit untersuchen sowie die Auswirkungen auf

die eigene Person abschätzen müssen. lm Übrigen schließt die Fristenregelung nicht

aus, dass Rechtsnormen auch nach Ablauf der Einjahresfrist auf ihre Vereinbarkeit

mit der Verfassung geprüft werden können. Hier ist insbesondere das Verfahren der

konkreten Normenkontrolle nach Art. 100 Abs. 1 GG zu nennen. Danach muss ein

Gericht ein anhängiges Verfahren aussetzen und die Entscheidung des Bundesver-

fassungsgerichts einholen, wenn es ein Gesetz, auf dessen 'Gültigkeit es bei der

Entscheidung ankommt, für verfassungswidrig hält. ln der Petition wird die Auffas-

sung vertreten, dass ein unter Erledigungsdruck stehender Richter eine Entschei-

dung des Bundesverfassungsgerichts nur einhole, wenn er hiervon persönlich betrof-

fen sei. Dieser Annahme steht entgegen, dass die Gerichte nicht nur vorlageberech-

tigt, sondern zur Vorlage verpflichtet sind. Voraussetzung für die Vorlage ist jedoch,

dass das Gericht von der Verfassungswidrigkeit der Norm überzeugt sein muss,

Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit sind nicht ausreichend. Auf die Rechtsauffas-

sung der Parteien kommt es im Vorlageverfahren nicht an, die Vorlage ist also unab-

hängig von der Rüge der Verfassungswidrigkeit der anzuwendenden Norm durch

eine Partei. ln der Regel bedürfen Gesetze jedoch des Vollzuges, d.h. der Anwen-
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dung im Einzelfall durch eine behördliche Entscheidung, gegen die der Betroffene

den Rechtsweg vor den zuständigen Gerichten zunächst erschöpfen muss

(S g0 Abs. 2 tsVerfGG). ln diesen Fällen ist die Verfassungsbeschwerde erst nach

der Entscheidung des letäinstanzlichen Gerichts zulässig und gemäß S 93 Abs. 1

BVerfGG binnen eines Monats zu erheben. Sofern aiso ein Gesetz Grundlage für

einen konkret-individuellen Vollzugsakt ist, kann die konkrete Rechtsanwendung des

Gesetzes noch angefochten werden. Dem steht nicht entgegen, dass die Jahresfrist

des g 93 Abs. 3 BVerfGG für eine gegen die Norm selbst gerichtete Verfassungsbe-

schwerde inzwischen verstrichen ist. ln dem Verfassungsbeschwerdeverfahren prüft

das Bundesverfassungsgericht auch die Verfassungsmäßigkeit der maßgeblichen

Normen. Wird einer Vedassungsbeschwerde stattgegeben, weil die aufgehobene

Entscheidung auf einem verfassungswidrigen Gesetz beruht, erklärt das Bundesver-

fassungsgericht dieses Gesetz für nichtig oder ggf. unvereinbar mit dem Grundge-

setz ($ 95 Abs. 3 Satz 2 BVerfGG).

Der Petitionsausschuss hält die gesetzliche Regelung des $ 93 Abs. 3 BVerfGG für

sachgerecht und geboten und kann daher das Anliegen nicht unterstützen. Er emp-

fiehlt das Petitionsverfah ren abzusch I ießen.


